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Ein Drittel weniger Spekulation

D�e rotgrüne Wohn-In�t�at�ve w�ll e�n url�berales Credo

fördern: das Recht, wohnen zu können, ohne wegen der

hohen M�eten verdrängt oder �n d�e Soz�alh�lfe getr�eben zu

werden. – Der Arch�tekt und M�t�n�t�ant Jürg Sollberger �m

Gespräch.

Journal B: D�e Wohn-In�t�at�ve w�ll �n Bern mehr

bezahlbare Wohnungen. Das Gegenkom�tee warnt, der

vorgeschlagene pre�sgünst�ge Wohnungsbau

produz�ere «Wohnprof�teure», we�l

Verm�etungskr�ter�en fehlten. Der fre�s�nn�ge

Stadtrat Bernhard E�cher warnt gar vor e�ner

«Umverte�lung von unten nach oben». Was macht

e�nen bürgerl�chen Wortführer derart konfus, dass er

gegen se�ne e�genen Interessen wettert, bloss um d�e

L�nken l�nks überholen zu können?

Jürg Sollberger: Offenbar unsere Wohn-In�t�at�ve. –  Konkret

w�ll s�e ja, dass be� Um- und Neue�nzonungen e�n Dr�ttel der

Bruttogeschossfläche für pre�sgünst�gen Wohnraum
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respekt�ve für geme�nnütz�ge Bauträger reserv�ert w�rd.

Daraus le�tet das Gegenkom�tee ab, dass jene, d�e auf dem

fre�en Wohnungsmarkt kaufen oder m�eten, jenes Dr�ttel

subvent�on�eren müssten, das den pre�sgünst�gen

Wohnraum bewohne. Darum reden s�e von

«Wohnprof�teuren». Aber d�e Behauptung d�eser

Subvent�on�erung �st Uns�nn.

Warum?

We�l das geme�nnütz�g überbaute Dr�ttel selbstverständl�ch

selbsttragend funkt�on�ert. Es w�rd n�chts subvent�on�ert.

Das Gegenkom�tee verwechselt Kraut und Rüben. Es

behauptet, es gehe um Subjektförderung, wo es um

Objektförderung geht. Es redet von den M�etenden, wo der

Wohnungsbau zur D�skuss�on steht.

Was he�sst das konkret?

Be� der Subjektförderung erhalten d�e Leute M�etzuschüsse,

dam�t s�e d�e Wohnungsm�eten bezahlen können.

Subjektförderung �st e�ne soz�alpol�t�sche Massnahme, d�e

für den subvent�on�erten Wohnungsbau S�nn macht, also

für Haushalte, d�e den M�etz�ns n�cht aufbr�ngen können.

Wenn d�e Bürgerl�chen d�e Subjekth�lfe für d�e ganze

Wohnbauförderung anwenden wollen, nehmen s�e �n Kauf,

dass staatl�che Soz�algelder als überr�ssene M�ete�nnahmen

an d�e Pr�vaten zurückfl�essen. Kurz: Subjekth�lfe

subvent�on�ert je nach S�tuat�on d�e Spekulat�on.

D�e In�t�at�ve hat dagegen d�e Objekth�lfe zum Thema. S�e

w�rd auch vom Bund angewendet und �st �m Art�kel 108 der

Bundesverfassung verankert: «Der Bund fördert den

Wohnungsbau [...] sow�e d�e Tät�gke�t von Trägern und

Organ�sat�onen des geme�nnütz�gen Wohnungsbaus». D�ese

Formul�erung hat d�e Kantonsverfassung s�nngemäss

übernommen und �m Art�kel 13 der Geme�ndeordnung

he�sst es: «D�e Stadt tr�fft [...] Massnahmen zur Förderung

des Baus und der Erhaltung pre�sgünst�ger Wohnungen.»

Be� der In�t�at�ve geht es demnach n�cht um d�e

Verm�etungskr�ter�en, we�l es gar n�cht um



Subjektförderung geht. G�bt es denn umgekehrt

Kr�ter�en für d�e Förderung von geme�nnütz�gem

Wohnungsbau?

Ja klar. D�e Bedeutung des Wortes «Geme�nnütz�gke�t» �st

jur�st�sch def�n�ert: sehr begrenzte Gew�nnausschüttungen,

Kostenm�ete, das Tant�emenverbot und e�n strenger

L�qu�dat�onsart�kel: W�rd d�e Organ�sat�on aufgelöst, muss

der Wertzuwachs w�eder dem geme�nnütz�gen

Wohnungsbau zur Verfügung gestellt werden. D�ese

Kr�ter�en genügen, um das geme�nnütz�ge Segment zu

kontroll�eren. D�e quas� pol�ze�staatl�che Kontrolle der

M�eterschaft, m�t der d�e Bürgerl�chen drohen, �st

überflüss�g. In M�tgl�edergenossenschaften zum Be�sp�el

best�mmen d�e Bewohner und Bewohner�nnen über �hre

Organe m�t, wer e�nz�eht und wer n�cht. Als pr�vate

Wohnbauorgan�sat�onen haben s�e je e�gene

Verm�etungskr�ter�en. Zwe� Dr�ttel aller geme�nnütz�gen

Bauträger wenden dabe� zum Be�sp�el Belegungskr�ter�en

an. Wenn e�n M�ll�onär �n d�e Geme�nschaft passt – b�tte

schön. Aber erfahrungsgemäss pass�ert das selten b�s n�e.

Als we�teres Kr�ter�um g�bt es d�e Anlagekostenl�m�ten der

Bundesförderung: Wer von �hr Darlehen beansprucht, darf

�n der Stadt Bern zum Be�sp�el für Landkauf und Baukosten

e�ner V�erz�mmerwohnung höchstens 545000 Franken

ausgeben. Be� den aktuellen Baukosten bedeutet das, dass

der Bodenpre�s 15 Prozent der L�m�te n�cht überste�gen darf.

Lässt man �n Bern den Bodenmarkt unkorr�g�ert sp�elen,

haben d�e Geme�nnütz�gen als Käufer zurze�t ke�ne Chance,

kaufen und bauen zu können. Andere Städte gre�fen deshalb

steuernd �n d�esen Markt e�n: In der M�ll�onenstadt W�en

werden acht von zehn Wohnungen von der Stadt gebaut und

zu sehr t�efen M�eten verm�etet.

Das Be�sp�el �st we�t weg von der bern�schen Real�tät.

Darum braucht es steuernde E�ngr�ffe der Pol�t�k. Immerh�n

�st be�m Warmbächl�projekt nun m�ndestens 50 Prozent der

Bruttogeschossfläche für geme�nnütz�gen Wohnungsbau

vorgesehen, �m V�ererfeld e�n Dr�ttel. Allgeme�n g�lt: Wenn



«Der
gemeinnützige
Wohnungsbau
produziert
deshalb heute die
günstigen
Altbauwohnungen
der Zukunft.»

d�e Stadt Bern das geme�nnütz�ge Segment fördern w�ll,

muss s�e es aus dem fre�en respekt�ve spekulat�ven Markt

herausnehmen. Genau das w�ll d�e In�t�at�ve zu m�ndestens

e�nem Dr�ttel.

Der Fre�s�nn�ge Adr�an Haas frotzelt �n der BZ, w�e denn das

gehen solle, wenn e�n Pr�vater se�ne L�egenschaft um e�nen

Stock erhöhe – ob er dann e�nes der Z�mmer nach

geme�nnütz�gen Vorgaben bauen müsse?

Ach was. D�e In�t�at�ve sagt, dass es be� «kle�neren Arealen»

Ausnahmen geben soll. W�r gehen davon aus, dass d�e neue

Regelung ab e�ner Grösse von rund 5000 m2

Bruttogeschossfläche – das entspr�cht ungefähr fünfz�g

Wohnungen – gre�fen muss. Auf e�nem neue�ngezonten

Areal �n d�eser Grösse kann demnach e�n pr�vater Investor

rund 34 M�et- oder E�gentumswohnungen real�s�eren,

daneben er oder e�n geme�nnütz�ger Bauträger rund 16

Wohnungen zu den anderen Bed�ngungen. Das �st d�e Idee.

Für das Gegenkom�tee s�nd d�ese 16 Wohnungen e�n

schwerer E�ngr�ff �n den Wohnungsmarkt.

Es �st e�n E�ngr�ff �n den

Bodenmarkt, aber n�cht �n

den Wohnungsmarkt. D�e

In�t�at�ve verh�ndert den

Anleger- oder

E�gentümermarkt n�cht.

D�e In�t�at�ve w�ll, dass

d�eser Markt zugunsten

des geme�nnütz�gen um

e�nen Dr�ttel wen�ger

wächst. D�ese Regelung

tang�ert über d�e

Bodenbewertung den

Grunde�gentümer, aber n�cht d�e Investoren. D�ese arbe�ten

m�t den genau gle�chen Verpfl�chtungen w�e b�sher –

Bauklassenplan und Nutzungsplan als staatl�che

Def�n�t�onen und E�ngr�ffe ble�ben ja unverändert. Und

Jürg Sollberger



unverändert ble�bt auch d�e generelle Ungerecht�gke�t des

schwe�zer�schen Bodenrechts: d�e E�nzonungen, d�e den

e�nen Bauer zum M�ll�onär machen, aber se�nen Nachbar

n�cht.

Hat das Gegenkom�tee Angst, dass d�e

Geme�nnütz�gen den fre�en Wohnungsmarkt m�t

b�ll�geren Wohnungen kaputt machen?

Ne�n, Neubauwohnungen s�nd n�e b�ll�g: D�e Baukosten s�nd

ja für alle gle�ch. In unserem Be�sp�el d�ffer�eren deshalb be�

vergle�chbarer Bauwe�se d�e Anfangsm�eten der 34 und der

16 Wohnungen nur ger�ngfüg�g um den Bodenpre�sante�l.

Aber nach zwanz�g Jahren w�rd das anders se�n: D�e

geme�nnütz�gen Wohnungen werden dann bloss um d�e

Indexteuerung mehr kosten, d�e Wohnungen auf dem fre�en

Markt – das sagt d�e Stat�st�k für Bern – werden rund 20

Prozent teurer se�n, we�l �m fre�en Markt d�e

Wohnungsz�nse be� jedem M�etwechsel über d�e Teuerung

h�naus angehoben werden können. Der geme�nnütz�ge

Wohnungsbau produz�ert deshalb heute d�e günst�gen

Altbauwohnungen der Zukunft. Be� grossem Volumen kann

der pre�sgünst�ge Wohnungsbau auch auf den Gesamtmarkt

dämpfend w�rken, was �n e�nem verrückt sp�elenden Markt

durchaus S�nn macht.

Das Gegenkom�tee sagt, d�e Umsetzung der neuen

Vorschr�ften würde zu e�ner «uns�nn�gen Bürokrat�e»

führen.

Es g�bt mehr bürokrat�schen Aufwand, das st�mmt. Wer e�ne

Vorschr�ft macht, muss s�e kontroll�eren. Schon heute

muss, wer geme�nnütz�g baut, �n den Gesuchen d�e

entsprechenden Fragen nach Pre�sgünst�gke�t und

Kostenm�ete beantworten. D�ese Bürokrat�e �st aber n�cht

«uns�nn�g», sondern für d�e Z�elsetzung der In�t�at�ve

s�nnvoll und notwend�g. Abgesehen davon w�rd der

Kontrollaufwand nur �n dem Mass wachsen, �n dem grössere

Überbauungen geplant werden.

Sehr v�ele kommen ja da �n Bern n�cht �n Betracht.



«Berns
Bürgerliche
verharren noch in
ideologischen
Schützengräben
und haben es
bloss noch nicht
verstanden.»

Zur Ze�t s�nd das Warmbächl�, das V�ererfeld, das

Burgernz�el oder das Gaswerkareal �m Fokus. Mehr auf

e�nmal werden es auch �n Zukunft kaum se�n.

Jürg Sollberger, S�e s�nd Präs�dent der

Wohnbaugenossenschaften �n der Reg�on

Bern-Solothurn. Worum geht es aus Ihrer S�cht be�m

Wohnungsbau �n Bern über d�e In�t�at�ve h�naus?

Bern hat e�ne grosse

Lebensqual�tät. V�ele

Leute möchten �n d�eser

Stadt leben und wohnen.

Städt�sches Wohnen �st

überall w�eder vermehrt

gefragt. Unser Z�el muss

se�n, für alle zahlbaren

Wohnraum �n guter

arch�tekton�scher Qual�tät

zur Verfügung zu stellen,

um so e�ne gute

Durchm�schung, e�n

mögl�chst part�z�pat�v funkt�on�erendes, städt�sches

Zusammenleben zu erre�chen. Es darf n�cht se�n, dass jene,

d�e �n der Stadt arbe�ten und s�e vorwärtsbr�ngen, aus

f�nanz�ellen Gründen anderswo wohnen müssen. Man sollte

selbstbest�mmt wohnen können, ohne das letzte Hemd

geben zu müssen, bloss dam�t man e�n Dach über dem Kopf

hat.

Tatsache �st: N�chts belastet das Haushaltbudget der Leute

mehr als das Wohnen. Dabe� �st Wohnen e�n Grundrecht.

Warum soll e�n anderer davon prof�t�eren können, dass

jeder Mensch �rgendwo wohnen muss?

E�n schon fast anarch�st�scher Traum.

Weshalb denn? Vom ehemal�gen fre�s�nn�gen

F�nanzvorsteher der Stadt Zür�ch, Mart�n Vollenwe�der, habe

�ch e�nmal gehört, er fördere den geme�nnütz�gen

Wohnungsbau, we�l er als L�beraler überzeugt se�, dass jeder

Jürg Sollberger



Mensch von se�nem Lohn müsse leben und wohnen können,

ohne durch d�e hohen M�eten �n d�e Abhäng�gke�t des

Staates getr�eben zu werden. Und tatsächl�ch haben

Untersuchungen für Zür�ch geze�gt, dass dank der grossen

Wohnbaugenossenschaften, d�e es dort g�bt,

Soz�alh�lfegelder gespart werden. Objekth�lfe h�lft m�t,

Subjekth�lfegelder zu sparen. So gesehen w�ll d�e

Wohn-In�t�at�ve e�n url�berales Credo fördern. Berns

Bürgerl�che verharren noch �n �deolog�schen

Schützengräben und haben es bloss noch n�cht verstanden.

D�e Wohnbau-In�t�at�ve

D�e In�t�at�ve «Für bezahlbare Wohnungen» (Wohn-In�t�at�ve) fordert d�e Ergänzung der stadtbern�schen
Bauordnung um den Art�kel 16b: «Pre�sgünst�ger Wohnungsbau und geme�nnütz�ge Wohnbauträger». Insbesondere
soll be� Um- und Neue�nzonungen «m�ndestens e�n Dr�ttel der Wohnnutzung als pre�sgünst�ger Wohnraum» erstellt
«und dauerhaft �n Kostenm�ete verm�etet werden».


